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1. Rechtsgrundlagen 

Grundlage für die Regelung der psychotherapeutischen Versorgung in der GKV durch un-
tergesetzliche Normen, und damit für die Formulierung der definitorischen Anforderungen 
der zur Versorgung zulässigen Psychotherapieverfahren, -methoden und -techniken ist 
§ 91 SGB V. 

Die Richtlinien des Gemeinsamen Bundesausschusses haben dem aktuellen Stand der 
medizinischen Erkenntnisse zu entsprechen, weshalb eine Überarbeitung der Richtlinien an 
dieser Stelle notwendig geworden ist. 
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2. Eckpunkte der Entscheidung 

 
2.1 Entwicklung einer gemeinsamen Lösung zusammen mit dem Wissen-
schaftlichen Beirat gemäß § 11 Psychotherapeuten-Gesetz 

Der Wissenschaftliche Beirat gemäß § 11 Psychotherapeuten-Gesetz (WBP) ist nach dem 
Psychotherapeutengesetz verpflichtet, in Fällen, in denen die zuständigen Behörden für die 
Erteilung der Approbation nach dem Psychotherapeutengesetz Zweifel an der wissen-
schaftlichen Anerkennung eines Verfahrens haben, diesbezüglich Gutachten zu erstatten. 
An den WBP können Anträge zur Bewertung der Wissenschaftlichkeit von Verfahren und 
Methoden der Psychotherapie gestellt werden. Die Tätigkeit des WBP bezieht sich auf be-
rufsrechtliche Fragestellungen, die die Berufsausübung von Psychologischen Psychothera-
peuten und Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten betreffen. Der G-BA hat über die 
Zulässigkeit der Erbringung psychotherapeutischer Leistungen zu Lasten der gesetzlichen 
Krankenversicherung zu entscheiden. Seine Tätigkeit bezieht sich damit auf leistungsrecht-
liche Fragestellungen im Rahmen der gesetzlichen Krankenversicherung. 

Aufgrund dieser ähnlich gelagerten Aufgabenstellung und wegen der besonderen rechtli-
chen Zusammenhänge hatten G-BA und WBP eine gemeinsame Arbeitsgruppe eingerich-
tet, die folgende Themen beriet und gemeinsame Lösungen dazu erarbeitete: 

- Ergänzung des CONSORT-Bewertungsbogens zur Bewertung von Psycho-
therapiestudien 

- Definition der Begriffe Psychotherapieverfahren, -methode, -technik 

- Schwellenkriterium zur Anerkennung bzw. Zulassung eines Verfahrens 

G-BA und WBP handelten dabei unter der Prämisse, dass diese Zusammenarbeit nicht ge-
eignet ist, wechselseitig Bindungen an Entscheidungen herbeizuführen, die auf den unter-
schiedlichen Vorgehensweisen der Gremien beruhen.  

 

Das Ergebnis der Arbeitsgruppe hinsichtlich der Definition der Begriffe „Psychotherapiever-
fahren, -methode, -technik“ wurde vom UA Psychotherapie konsentiert und soll in Abschnitt 
A der Richtlinien eingefügt werden. Der WBP wird die Definition von Verfahren, Methoden 
und Techniken im identischen Wortlaut in sein Methodenpapier übernehmen. 

 

 
2.2 Definition „Psychotherapieverfahren“ 

Die Psychotherapie-Richtlinie enthielten bisher keine explizite Definition des Begriffes „Psy-
chotherapieverfahren“. Implizit umreißt Abschnitt A aber bereits die Grundelemente eines 
Psychotherapieverfahrens im Sinne der Richtlinien: 

- Psychotherapie setzt voraus, dass das Krankheitsgeschehen als ein ursäch-
lich bestimmter Prozess verstanden wird. 

- Psychotherapie-Verfahren sind zur Krankenbehandlung geeignete Verfah-
ren, denen ein umfassendes Theoriesystem der Krankheitsentstehung (ü-
bergeordnetes Störungsmodell) zugrunde liegt und deren spezifische Be-
handlungsmethoden in ihrer Wirksamkeit belegt sind. 

Diese Grundelemente wurden aufgegriffen und in Verbindung mit dem aktuellen wissen-
schaftlichen Diskurs gebracht. Im Ergebnis ist daraus eine Definition entstanden, in der sich 
nach wie vor die Richtlinienverfahren, das sind die psychoanalytisch begründeten Verfah-
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ren gemäß B I. 1.1 PT-RL (Tiefenpsychologisch fundierte Psychotherapie gem. B I. 1.1.1 
PT-RL und Analytische Psychotherapie gem. B I. 1.1.2 PT-RL) und Verhaltenstherapie 
gem. B I. 1.2 PT-TL, wiederfinden. Gleichzeitig sind mit der Definition klare Kriterien aufge-
zählt, die bei der Beratung neuer psychotherapeutischer Interventionen die Zuordnung, ob 
es sich um ein neues Verfahren oder eine neue Methode handelt, erleichtern sollen. 

 

Mit der Erfordernis eines „umfassenden Theoriesystem der Krankheitsentstehung (überge-
ordneten Störungsmodells)“ in Nummer 5.1 (neu) wird unterstrichen, dass die übergreifen-
de Theorie konstituierendes Merkmal eines Verfahrens ist. D.h., mit dieser Definition des 
Verfahrens soll keinesfalls die Möglichkeit eröffnet werden, eine Ansammlung von ver-
schiedenen Methoden bzw. von Elementen verschiedener Verfahren ohne verbindende 
theoriegebundene Konzeption (durch bloße Addition) in den Rang eines Verfahrens zu er-
heben. 

 
2.3 Definition „Psychotherapiemethode“ 

Für den Fall, dass im sozialrechtlichen Zusammenhang ein Antrag auf Prüfung einer vom 
wissenschaftlichen Beirat anerkannten Psychotherapiemethode, wie z.B. Interpersonelle 
Therapie (IPT), gestellt wird, werden nun in den Richtlinien die definitorischen Vorausset-
zungen dafür geschaffen, einen solchen Antrag zu prüfen. Die vorgesehene Richtlinienän-
derung ermöglicht, ein Bewertungsverfahren durchzuführen. Bei Erfüllung aller in den 
Richtlinien formulierten Bedingungen kann eine neue Methode Eingang in die Richtlinien 
und damit auch in die Patientenversorgung im Rahmen der GKV finden. Gleichzeitig wird 
sichergestellt, dass eine indikationsbezogene Psychotherapiemethode immer auf der 
Grundlage einer umfassenden Grundqualifikation des Therapeuten erbracht wird. Zusätz-
lich wird die Möglichkeit eröffnet, weitere Bedingungen für die Erbringung einer Psychothe-
rapiemethode zu Lasten der GKV sowie Qualifikationsvoraussetzungen in Anlage 1 der 
Psychotherapie-Richtlinien zu regeln. 

 
2.4 Definition „Psychotherapeutische Technik“ 

Der Begriff „Technik“ war bisher in den Richtlinien der psychosomatischen Grundversor-
gung vorbehalten und beschrieb die übenden und suggestiven Techniken. In der wissen-
schaftlichen Literatur in den Gebieten Psychologie und Psychotherapieforschung wird 
„Psychotherapeutische Technik“ als eine konkrete Vorgehensweise verstanden, mit deren 
Hilfe die angestrebten Ziele im Rahmen der Anwendung von Verfahren und Methoden er-
reicht werden sollen. 

Diese Technikdefinition wird in die Richtlinien übernommen, als Folgeänderung ergibt sich 
daraus, dass die „übenden und suggestiven Techniken“ in der psychosomatischen Grund-
versorgung in Zukunft als „übende und suggestive Interventionen“ bezeichnet werden. In-
haltlich ändert sich dadurch an den Regelungen zu übenden und suggestiven Techniken in 
der psychosomatischen Grundversorgung nichts. 

 

2.5 Folgeänderungen  
Alle weiteren Änderungen neben der Einfügung der Definitionen in Abschnitt A sind redak-
tioneller Natur. Mit diesen Änderungen wird sichergestellt, dass die nun präzise umrissenen 
Begriffe Verfahren, Methoden und Techniken konsistent in den Richtlinien verwandt wer-
den.  
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3. Verfahrensablauf 
 
Gremium Datum Beratungsgegenstand 

G-BA / 
WBP 

26.10.2006 
21.12.2006 
01.03.2007 
02.05.2007 
19.06.2007 

Beratung Definition in der gemeinsamen Arbeitsgruppe G-BA / 
WBP 

UA PT 26.04.2007 
28.06.2007 
24.09.2007 

Beratung der Definition auf Grundlage der Ergebnisse der AG 
G-BA / WBP 

UA PT 15.10.2007 Einleitung des Stellungnahmeverfahrens nach 
§ 91 Abs. 8a SGB V 

UA PT 13.11.2007 Beratung der eingegangenen Stellungnahmen nach 
§ 91 Abs. 8a SGB V 

G-BA 20.12.2007 Beschluss zur Änderung der Psychotherapie-Richtlinien 
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4. Würdigung der Stellungnahmen 

4.1 Stellungnahme der Bundesärztekammer (BÄK)  

Die BÄK drückt ihre Zustimmung zum Stellungnahmeentwurf aus. Sie begrüßt inhaltlich die 
vorgeschlagenen Änderungen der Psychotherapie-Richtlinien. 

 

4.2 Stellungnahme der Bundespsychotherapeutenkammer (BPtK) 
Die BPtK merkt folgende Punkte an: 

(1) Der maßgebliche Unterschied zwischen „Verfahren“ und „Methoden“ liege in der Breite 
des Spektrums von Anwendungsbereichen. Nach Auffassung der BPtK sei sowohl beim 
Verfahren als auch bei der Methode eine umfassende Theorie der Entstehung und Auf-
rechterhaltung und der Behandlung kennzeichnend. 

(2) Psychotherapeutische Behandlungsmaßnahmen, die das Schwellenkriterium zur Aner-
kennung bzw. Zulassung eines Verfahrens nicht erfüllen, sollen als Psychotherapiemetho-
de Eingang in die Richtlinien finden, sofern Nutzen, medizinische Notwendigkeit und Wirt-
schaftlichkeit anerkannt wurden. 

(3) Eine eigenständige Prüfung von Psychotherapiemethoden, die einem Psychotherapie-
verfahren zuzuordnen sind, solle nicht vorgesehen werden. 

(4) In Abschnitt A „Allgemeines“ sollte in Nummer 6 der Wortlaut geändert werden.  

(5) Abschnitt B I Nummer 4 sollte redaktionell umgeändert werden, um Missverständnisse 
zu vermeiden. 

 
Beratungsergebnis im Unterausschuss Psychotherapie 
Der Unterausschuss kommt überein, den Anmerkungen der BPtK mit folgender Begrün-
dung nicht zu folgen: 

 

zu (1) Der konstituierende Unterschied zwischen Verfahren und Methoden gemäß Definiti-
on und nach dem Beratungsergebnis mit dem Wissenschaftlichen Beirat besteht genau 
darin, dass ein Verfahren (wenn es sich aus mehreren Ansätzen konstituiert) „eine über-
greifende“ Theorie nachweisen muss. Mit der Forderung nach einer übergreifenden Theorie 
soll verhindert werden,  dass eine Ansammlung von verschiedenen Methoden bzw. von E-
lementen verschiedener Verfahren ohne verbindende theoriegebundene Konzeption (durch 
bloße Addition) in den Rang eines Verfahrens erhoben Eine Methode zeichnet sich dage-
gen dadurch aus, dass sie über eine auf das Therapieziel bezogene handlungsleitende 
Theorie verfügt, die jedoch nicht umfassend bzw. übergreifend sein muss. 

Die Vorschläge der der BPtK würden diesen wichtigen Unterschied auflösen und damit die 
Definitionen inhaltlich abändern. Eine solche Änderung entspricht weder dem Beratungser-
gebnis im Unterausschuss noch dem gemeinsamen Beratungsergebnis mit dem WBP.  

 

Zu (2) Festzustellen ist, dass die BPtK mit dieser Anmerkung von ihren Ausführungen in 
der Stellungnahme vom 31.03.2006 zum Anhörungsentwurf „Aktualisierung der Abschnitte 
B und D der Psychotherapie-Richtlinien“ abweicht, in der sich die BPtK dagegen wendete, 
„dass zur vertieften Ausbildung zugelassene Verfahren in Methoden umdefiniert werden.“ 
(S. 38)  
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Aus formalen Gründen im Verfahrensablauf ist jedoch von einem Automatismus, der von 
der Verfahrensprüfung ohne Erreichen des Schwellenkriteriums zur Methodenanerkennung 
führt, abzuraten. Ein Antrag auf Psychotherapieverfahrensprüfung ist immer mit Bezug auf 
das Psychotherapieverfahren abzuschließen, eine Psychotherapiemethodenanerkennung 
bedarf eines eigenen Antrags zur Psychotherapiemethodenprüfung. Eine zeitliche Verzöge-
rung ist nicht zu befürchten, da es den Antragsberechtigten im G-BA unbenommen ist, 
nach Vorliegen des Ergebnisses der Psychotherapieverfahrensprüfung augenblicklich ei-
nen Antrag auf Anerkennung als Psychotherapiemethode zu stellen. 

 

zu (3) Die Logik und Struktur der Psychotherapierichtlinien stellt sich wie folgt dar: Ein zur 
Versorgung in der GKV zugelassener Psychotherapeut muss immer ein gemäß der Richtli-
nien anerkanntes Psychotherapieverfahren beherrschen. Eine Psychotherapiemethode darf 
nur von einem zugelassenen und damit in einem Richtlinienverfahren ausgebildeten Psy-
chotherapeuten angewandt werden. Eine Psychotherapiemethode kann dabei einem oder 
mehreren Psychotherapieverfahren zugeordnet sein, „eigenständige“ Psychotherapieme-
thoden gibt nach der Struktur der Richtlinien nicht. Für die Prüfung von Psychotherapieme-
thoden gemäß § 135 SGB V kann es allerdings dahingestellt sein, welchem Psychothera-
pieverfahren eine Psychotherapiemethode später zugeordnet wird. 

 

zu (4) Der von der BPtK vorgeschlagene Wortlaut ist hinsichtlich der Anforderung an eine 
Definition nicht präzise genug, weshalb der Unterausschuss an dem ursprünglichen Wort-
laut festhält. 

 

zu (5) Offensichtlich ist der BPtK hier ein Versehen unterlaufen. Die Beschlussempfehlung 
zu Definition, Verfahren, Methode, Technik, sieht gar keine Änderung in B I Nummer 4 vor. 
Die Eingabe kann nicht berücksichtigt werden. Darüber hinaus ist die Formulierung 
„…durch den wissenschaftlichen Beirat gemäß § 11 Psychotherapeutengesetz …“ bereits 
gültiger Wortlaut der PT-RL (B I 3.), ohne dass dieser bisher zu Missverständnissen geführt 
hätte. 

 

 
Siegburg, den 20. Dezember 2007 
 

Gemeinsamer Bundesausschuss 
 

Der Vorsitzende 

Hess 
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5. Dokumentation des gesetzlich vorgeschriebenen Stellungnahmeverfah-
rens 

5.1 Einleitung des Stellungnahmeverfahrens 

Der Unterausschuss Psychotherapie hat mit Schreiben vom 15.10.2007 an Bundesärzte-
kammer und Bundespsychotherapeutenkammer das Stellungnahmeverfahren gemäß § 91 
Abs. 8a SGB V eingeleitet. Länge der Frist war bis zum 12.11.2007. 

Beide Kammern haben eine Stellungnahme jeweils mit Datum vom 12.11.2007 abgegeben. 

Der Unterausschuss hat die inhaltlichen Anmerkungen und Änderungsvorschläge der bei-
den Kammern in seiner Sitzungen am 13.11.2007 beraten. 
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5.1.1 Stellungnahme der BÄK 
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5.1.2 Stellungnahme der BPtK 
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6. Anhang 

 
6.1.1 Text des Anschreibens 

 
Sehr geehrte Frau Dr. Klakow-Franck / Sehr geehrter Herr Prof. Richter 
 
der Unterausschuss „Psychotherapie“ des Gemeinsamen Bundesausschusses nach § 91 
Abs. 5 Satz 2 SGB V hat zwei Richtlinienänderungsentwürfe konsentiert: 
 
- Definition „Verfahren, Methode, Technik“ 
- Redaktionelle Änderungen in Abschnitt F 
 
Anbei übersenden wir Ihnen die Anhörungsentwürfe mit den vorgeschlagenen Änderungen 
der Psychotherapie-Richtlinien und Erläuterungen dazu. Unter Hinweis auf Ihre Pflicht zur 
vertraulichen Behandlung der Beschlussvorlage möchten wir Ihnen Gelegenheit zur Abga-
be einer schriftlichen Stellungnahme im Rahmen Ihres Anhörungsrechts nach § 91 Abs. 8a 
SGB V bis zum 12. November 2007 geben. 
 
Ihre Stellungnahme senden Sie bitte auch in elektronischer Form als MS-Word-Datei an 
folgende E-Mail Adresse: christof.wiesner@g-ba.de 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
i.A. Christof Wiesner 
Referent 
 
 
Anlagen 
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6.1.2 Stellungnahmeentwurf 
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6.1.3 Erläuterung 
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